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Die Betreuungslücke
Es lohnt sich, in die Qualität

der frühkindlichen Bildung zu
investieren.

Von Claus Schöner

Es war schon erstaunlich, wie
schnell die Kommunen Kitaplätze
aus dem Boden stampften, um den
Betreuungsanspruch für Kinder un-
ter drei Jahren zu erfüllen und die
Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf zu verbessern. Die Sache hat je-
doch einen Haken. Statistisch mö-
gen die Plätze vorhanden sein. Viele
jedoch sind für Eltern, die einen
Platz suchen, kaum zu erreichen
oder erfüllen nicht ihre Erwartun-
gen an die Qualität der Betreuung.

Deshalb hat das Kölner IW-Insti-
tut einen Bedarf von rund 230 000
Kita-Plätzen ausgemacht. Baden-
Württemberg schneidet vergleichs-
weise gut ab. Doch vielerorts klafft
eine große Lücke zwischen An-

spruch und Wirklichkeit. Die meis-
ten Erzieherinnen mögen hoch mo-
tiviert sein und sich liebevoll um die
ihnen anvertrauten Kinder küm-
mern. Doch oftmals ist es einfach zu
wenig Personal. In manchen Län-
dern muss sich eine Kraft um acht
Kinder kümmern – das ist kaum zu
schaffen und erinnert eher an das
sprichwörtliche Flöhe-Hüten als an
eine qualitativ hochwertige Betreu-
ung und frühkindliche Bildung.

Immerhin soll es demnächst bun-
desweit einheitliche Standards ge-
ben. Doch ohne zusätzliches Geld
vom Bund für finanzschwache Kom-
munen wird es nicht gehen. Schät-
zungsweise 12 000 Erzieherinnen
zusätzlich sind nötig. Das wird teu-
er. Doch ist jeder Euro gut inves-
tiert. Kinder, deren Neugier und
Wissenshunger durch professionel-
le Betreuung geweckt werden, profi-
tieren davon ihr ganzes Leben lang.
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Keine Überraschung
Die beiden potenziellen SPD-Kanz-
lerkandidaten sollten zusammen-
rücken, um ihre Partei zu stärken.

Von Torsten Henke

Die Spekulationen darüber, wer im
kommenden Jahr die Kanzlerin für
die SPD herausfordern wird, haben
neue Nahrung bekommen. Angeb-
lich hat Martin Schulz seine Ambi-
tionen aufgegeben. Der Noch-Präsi-
dent des EU-Parlaments liegt bei
persönlichen Werten in den Umfra-
gen weit vor Parteichef Gabriel. Ob
jene, die das Raubein vom Nieder-
rhein sympathisch finden, der SPD
auch in der Wahlurne ihr Vertrauen
schenken würden, ob sie ihm die
Kanzlerschaft zutrauen, steht auf ei-
nem anderen Blatt. Regierungser-
fahrung hat er nicht.

Und Gabriel? Der hat sich nicht
vorgedrängelt. Zögert lange, seinen

Hut in den Ring zu werfen. Hat öf-
fentlich erklärt, dass ihm ein Wett-
bewerb um die Kandidatur nur recht
sei. Doch wirklich damit gerechnet,
dass ihm jemand Konkurrenz ma-
chen wird, hat er nicht. Gabriel hat
zwar den Ruf, mitunter wankelmütig
und unberechenbar zu sein. Doch er
ist eine Kämpfernatur. Und er steht
nicht von ungefähr schon so lange
an der Parteispitze wie keiner seit
Willy Brandt.

Die SPD hat mit Tandems nicht
die besten Erfahrungen gemacht.
Dennoch: Wenn Gabriel und Schulz
gemeinsam an einem Strang ziehen,
haben sie die Chance, das Maxi-
mum für ihre SPD herauszuholen.
Dass es reicht, Merkel zu entthro-
nen, ist fraglich. Dennoch kann
Schulz Gabriel mit seiner Populari-
tät unterstützen. Diese Arbeitstei-
lung hätte Charme.
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Begehrte Technik
Noch nie sind so viele deutsche

Firmen ins Ausland verkauft
worden wie im Jahr 2016.

Von Jürgen Strammer

Schnäppchenparadies Deutschland
– zumindest was Firmenübernah-
men durch ausländische Unterneh-
men angeht. Rund 850 Firmen wur-
den 2016 in Deutschland gekauft.
Das ist ein Rekordwert. Interessant
dabei: Der Blick der ausländischen
Investoren richtet sich zunehmend
auf den Technologiesektor, also die
klassischen Zukunftsunternehmen.

Trotzdem kann von einem Aus-
verkauf der wirtschaftlichen Zu-
kunft noch keine Rede sein. Im Bun-
desverband der Deutschen Indus-
trie (BDI) sind etwa 100 000 Unter-
nehmen versammelt. Also ist nicht
einmal ein Prozent der Unterneh-
men in ausländische Hände gegan-
gen. Gleichzeitig haben auch die
deutschen Konzerne im Ausland

kräftig zugekauft, man denke nur an
die Autobauer, die so Defizite aus-
gleichen wollen. Prominentester
Zukauf dieser Art ist der Karten-
dienst Here.

Trotzdem bleibt bei mancher
Übernahme in Deutschland ein et-
was ungutes Gefühl, vor allem, wenn
Chinesen mit im Spiel sind. Hier
spielt der Zugang zu westlicher
Hochtechnologie immer noch eine
große Rolle. Doch entgegen der öf-
fentlichen Wahrnehmung beträgt
der Anteil der Übernahmen durch
Chinesen weniger als zehn Prozent.
Und wenn man bisherige Erfahrun-
gen in Baden-Württemberg und der
Region berücksichtigt, gehen die
neuen chinesischen Eigner verant-
wortungsvoll mit den deutschen
Standorten und Belegschaften um –
im Gegensatz zu manchen lediglich
auf maximalen Profit getrimmten
angloamerikanischen Investment-
gesellschaften.
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Von Rezzo Schlauch

ist, keine Anstalten unternimmt um
eine Anschlussbeobachtung in die
Wege zu leiten. Oder die Tatsache,
dass derselbe in Italien vier Jahre in
Haft war, ohne dass dies unseren Er-
mittlungsbehörden bekannt war.
Oder noch krasser, dass der Berli-
ner Innensenator Henkel (CDU),
der immer gerne den Law- and-Or-
der-Sheriff gab, ein längst überfälli-
ges Verbot einer Salafisten-Mo-
schee in Berlin-Moabit, in der auch
der Attentäter verkehrte, wegen an-
geblichem Personalmangel nicht
bearbeitet hat.

Verdacht Aber es bedarf auch einer
rationalen scharfen Analyse, wo die
gesetzlichen Defizite liegen, der
sich gerade Linke, Sozialdemokra-
ten und Grüne öffnen sollten, da sie
nicht unter Verdacht stehen, poli-
tisch taktisch wie Seehofer und sei-
ne CSU zu agieren und schon gar
nicht im Verdacht stehen, rechtes
Gedankengut bedienen zu wollen
wie die AfD. Und wenn es so ist, dass
es mehr als 500 polizeibekannte Ge-
fährder gibt, deren Ziel es ist, unsere
Werteordnung zu bekämpfen, und
da dies auch hinreichend belegbar
ist, sind alle politisch Verantwortli-
chen – auch die Opposition – aufge-
rufen, vorhandene Lücken zu schlie-
ßen und auch gesetzliche Instru-
mentarien zu entwickeln, um diese
einfacher dingfest zu machen und
einfacher und schneller abzuschie-
ben. Das heißt zum einen, den Fahn-
dungsapparat personell und in der
Ausstattung zu stärken, und zum an-
deren Defizite im gesetzlichen Re-
gelwerk rechtsstaatlich zu schlie-
ßen und nicht dort zu lassen.

INFO Zu dieser Kolumne
Der ehemalige Grünen-Staatssekretär
Rezzo Schlauch, 1947 in Gerabronn ge-
boren, ist einer von fünf Gastkolumnis-
ten, die im Wechsel alle 14 Tage zu aktu-
ellen politischen Themen Stellung neh-
men. Das politische Quintett besteht
neben Schlauch aus Erhard Eppler
(SPD), Erwin Teufel (CDU), Klaus Kinkel
(FDP) und Ulrich Maurer (Linke).

klar zu sagen: Gegenüber Terroris-
ten, denen jede Mitmenschlichkeit
fremd ist, und deren Ziel es ist, mit
der wahllosen Tötung einer mög-
lichst hohen Anzahl von Menschen
Angst und Schrecken zu verbreiten,
kann es keine wie auch immer be-
gründete Toleranz geben. Ebenso
wenig gegenüber Einzel- oder Grup-
pentätern, die schlimmste Gewaltta-
ten begehen wie etwa jüngst in Frei-
burg oder in Berlin durch eine Grup-
pe junger Flüchtlinge, die einen Ob-
dachlosen in seiner winterlichen
„Platte“ angezündet haben. Es be-
darf aller legitimen Mittel, selbstver-
ständlich rechtsstaatlich abgesi-
chert, um die wenigen unter den
Hunderttausenden Flüchtlingen,
die unsere Rechts- und Werteord-
nung, die auf dem christlichen Men-
schenbild aufgebaut ist, vorsätzlich
verletzen, oder gar bewusst wie bei
terroristischen Gewaltakten angrei-
fen, zu identifizieren, dingfest zu ma-
chen und frühzeitig abzuschieben.

Defizite Ja, es gibt erhebliche Voll-
zugsdefizite auf nationaler und euro-
päischer Ebene. Beispielsweise,
wenn die nordrhein-westfälische Po-
lizei den Berliner Terrorattentäter,
nachdem er aus ihrem Einzugsbe-
reich nach Berlin übergewechselt

Haft Nach dem schrecklichen
Mord an einer jungen Studentin in
Freiburg durch einen jungen unbe-
gleiteten Flüchtling aus Afghanistan
und dem abscheulichen und wider-
wärtigen Terroranschlag auf den
Weihnachtsmarkt in Berlin durch ei-
nen ausreisepflichtigen und als so-
genannten Gefährder bekannten
und teilweise unter Polizeibeobach-
tung stehenden Tunesier haben be-
reits heftige öffentliche Diskussio-
nen begonnen. Es geht vor allem da-
rum, inwieweit Polizei und Sicher-
heitsbehörden versagt haben und
die gesetzlichen Vorschriften für die
Sicherheitslage, die seit den An-
schlägen von Paris und Brüssel
durch eine erhöhte Terrorgefahr
gekennzeichnet ist, noch ausrei-
chen.

Reaktionen In diesem Kontext gibt
es zwei Grundmuster von Reaktio-
nen: Die konservative Seite ruft re-
flexhaft nach Verschärfung der be-
stehenden Gesetze nach der Melo-
die: Noch mehr Befugnisse an die
Polizei, noch mehr Gründe damit be-
stimmte Personengruppen wie etwa
die Gefährder in Haft genommen
werden können, noch mehr Video-
überwachung und so weiter. Die an-
dere, die linke, linkssozialdemokra-
tische und die grüne Seite, wehrt ge-
nauso reflexhaft in der Pose der Be-
wahrer des Rechtsstaats die mögli-
chen Gesetzesverschärfungen ab
und macht Defizite im Vollzug der
bestehenden Gesetze und Fehler im
Fahndungsapparat verantwortlich.
Und dies zur Weihnachtszeit zudem
noch süßlich mit Appellen zur Wah-
rung von Mitmenschlichkeit und
Ähnlichem überzogen. Um es ganz

Fatale Fehler und Lücken im Regelwerk
Politisches Quintett

Nach dem Anschlag von Berlin zeigt die
Polizei vielerorts mehr Präsenz. Foto: dpa
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Zur Erhebung über die Polizeireform
im Land und das schlechte Abschnei-
den schreibt:

Der „Evaluierungsprozess zur Poli-
zeireform“ birgt Sprengkraft. Schon
die ersten Ergebnisse sind verhee-
rend für die großspurige Architek-
tur der am grünen Tisch geschaffe-
nen neuen Präsidien. Da passt vieles
nicht. Zwar kann es bei einer fairen
Beurteilung nicht vorwiegend da-
rum gehen, wie die Polizisten selbst
sich in den von Grün-Rot fern der
Praxis entwickelten Mammutappa-
raten zurechtfinden (...). So viel in-
des lässt sich jetzt schon sagen: Mit
etwas Kajal sind die Narben der Re-
form nicht zu kaschieren. Da muss
die Politik noch mal richtig ran.

Den Konflikt zwischen der US-Regie-
rung und Israel nach der Entschei-
dung im Weltsicherheitsrat und der
Rede des scheidenden Außenminis-
ters John Kerry kommentieren:

Zu wenig, zu inkonsequent, zu spät:
Die trübe Bilanz der Nahost-Politik
Obamas wird durch den Last-minu-
te-Liebesentzug für Israel nicht auf-
gehellt, lediglich illustriert. Erst an-
gesichts der heraufziehenden
Trump-Jahre, in denen Netanjahu
einen polternd-auftrumpfenden US-
Präsidenten an seiner Seite weiß,
zog Washington seine schützende
Hand weg, als der UN-Sicherheits-
rat erneut den Siedlungswahn ver-
urteilen wollte. Weil dieses Signal zu
spät kam, wird es verhallen. Palästi-
nenser wie Israelis befinden sich in
der Geiselhaft ihrer Extremisten:
Ultraorthodoxe Siedler heizen den
Konflikt durch immer neuen Land-
raub an, Hamas-Terroristen durch
Raketenbeschuss und Terroran-
schläge. Nun trifft dieser Konflikt
der religiösen Eiferer auf einen
Mann, der glaubt, der Nahost-Kon-
flikt ließe sich mit einem Deal der
Art lösen, wie ihn Immobilienmak-
ler verabreden. Uns stehen interes-
sante Jahre bevor.

Was soll dieses Empörungstheater?
Israels Premier Benjamin Netanja-
hu und seine ultrarechten Koalitio-
näre können sich beruhigen: John
Kerry ist Geschichte. Der US-Au-
ßenminister hat eine Abschiedsrede
gehalten. Am 20. Januar übernimmt
die Trump-Administration, und von
der hat – nach allem was bisher zu
hören war – das israelische Kabinett
weder Kritik noch Einmischung zu
befürchten. Eine Trump-Initiative in
Sachen Nahost möchte man sich
auch gar nicht ausmalen. Da ist der
Status quo sehr wahrscheinlich das
kleinere Übel. Israels Siedlerpartei
scharrt schon mit den Hufen: Die
Zwei-Staaten-Lösung werde unter
der Ägide des verlässlichen Israel-
Freunds Donald Trump niemals ver-
wirklicht – ganz im Gegenteil: Teile
der Westbank müssten nun annek-
tiert werden. Das wäre dann die
Vollendung des Traums der radika-
len Siedler.

Zuversichtlich trotz allem
Ansprache zum Jahreswechsel von Kanzlerin Merkel steht unter dem Eindruck der Terroranschläge

BERLIN Auszüge der Ansprache von
Kanzlerin Angela Merkel (CDU):

Liebe Mitbürgerinnen und Mit-
bürger, 2016 war ein Jahr schwerer
Prüfungen. Darüber möchte ich
heute Abend zu Ihnen sprechen –
aber auch darüber, warum ich trotz
allem für Deutschland zuversicht-
lich bin und warum ich so sehr von
den Stärken unseres Landes und sei-
ner Menschen überzeugt bin.

Die schwerste Prüfung ist ohne
Zweifel der islamistische Terroris-
mus, der auch uns Deutsche seit vie-
len Jahren im Visier hat. 2016 griff er
uns mitten in unserem Land an: in
Würzburg, in Ansbach und vor weni-

gen Tagen erst am Weihnachts-
markt hier an der Gedächtniskirche
in Berlin. Und – ja – es ist besonders
bitter und widerwärtig, wenn Ter-
roranschläge von Menschen began-
gen werden, die in unse-
rem Land angeblich
Schutz suchen. Die ge-
nau deshalb die Hilfsbe-
reitschaft unseres Lan-
des erlebt haben und
diese nun mit ihren Ta-
ten verhöhnen. Wie sie
auch diejenigen verhöhnen, die tat-
sächlich unseren Schutz brauchen
und verdienen. (...) Was also ist dann
mit der Zuversicht? Zuversicht in-

mitten der tiefen Trauer um die To-
ten und Verletzten? Ich meine, wir
konnten sie hier in Berlin und in vie-
len anderen deutschen Städten ge-
rade in diesen schweren Tagen spü-

ren: in dem Trost, den
wir spenden oder be-
kommen können. Und
in einer festen Ent-
schlossenheit, der Welt
des Hasses der Terro-
risten unsere Mit-
menschlichkeit und un-

seren Zusammenhalt entgegenzu-
setzen. (...) Indem wir zum Beispiel
mit den Bildern des zerbombten
Aleppo in Syrien vor Augen noch

einmal sagen dürfen, wie wichtig
und richtig es war, dass unser Land
auch im zurückliegenden Jahr den-
jenigen, die tatsächlich unseren
Schutz brauchen, geholfen hat, hier
bei uns Tritt zu fassen und sich zu in-
tegrieren. Das alles – es spiegelt
sich wider in unserer Demokratie, in
unserem Rechtsstaat, in unseren
Werten. Sie sind der Gegenentwurf
zur hasserfüllten Welt des Terroris-
mus, und sie werden stärker sein als
der Terrorismus. Wir gemeinsam
sind stärker. Unser Staat ist stärker.
Unser Staat tut alles, um seinen Bür-
gern Sicherheit in Freiheit zu ge-
währleisten. dpa

„Gemeinsam
sind wir stärker

als der
Terrorismus“


